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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

16.09.2015 

Geschäftszahl 

Ro 2015/22/0026 

Rechtssatz 

Aus § 13 Abs. 8 AVG ergibt sich, dass nicht bereits die Modifizierung der "Sache", sondern erst die Änderung 
ihres "Wesens" unzulässig ist. Darüber hinaus normiert § 37 AVG, dass die Behörde das Verfahren nach einer 
Antragsänderung iSd § 13 Abs. 8 AVG insoweit zu ergänzen (also etwa auch einzelne oder alle 
Verfahrensschritte zu wiederholen) hat, als dies im Hinblick auf seinen Zweck notwendig ist. Die Wiederholung 
von Verfahrensschritten oder die Notwendigkeit zur Durchführung weiterer Verfahrensschritte bedeutet somit 
aus dem Blickwinkel des AVG nicht, dass eine Antragsänderung deshalb als wesentlich und somit als 
konkludente Zurückziehung des Erstantrages zu werten ist. Die Antragsänderung kann auch wieder 
zurückgezogen werden. 


